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„Demokratien leben von öffentlicher De-
batte und Kritik. Wer gegen unbequeme 
Journalistinnen und Journalisten polemi-
siert oder gar hetzt und die Glaubwürdig-
keit der Medien pauschal in Zweifel zieht, 
zerstört bewusst die Grundlagen einer de-
mokratischen Gesellschaft“, sagte ROG-
Vorstandssprecherin Katja Gloger. „Hass 
und Verachtung gegen Journalistinnen 
und Journalisten zu schüren, ist in Zeiten 
des Vormarschs populistischer Kräfte ein 
Spiel mit dem Feuer. Leider erleben wir 
das zunehmend auch in Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union.“

Medienfeindliche Hetze als staatliches 
Programm ist längst nicht mehr auf repres-
sive Regime wie in der Türkei oder Ägyp-
ten beschränkt, wo Regierungen kritische 
Journalisten routinemässig als „Verräter“ 
und „Terroristen“ diffamieren und verfol-
gen. Auch immer mehr demokratisch ge-
wählte Staats- und Regierungschefs stel-
len die Medienfreiheit und damit eine der 
Grundfesten jeder pluralistischen Gesell-
schaft in Frage und behandeln kritische 
Medien unverhohlen als Feinde, zum Bei-
spiel in Ungarn und Polen.

Vier der fünf Länder, deren Platzierung 
sich in der neuen Rangliste der Presse-
freiheit am stärksten verschlechtert hat, 
liegen in Europa: die EU-Mitglieder Mal-
ta, Tschechien und Slowakei sowie das 
Balkanland Serbien. In diesen Ländern 
sind Spitzenpolitiker durch verbale Anfein-
dungen, Beschimpfungen und juristische 
Schritte gegen Journalistinnen und Jour-

nalisten aufgefallen. Zum Teil engen dort 
auch die Besitzverhältnisse der Medien 
die Freiräume für kritische Berichterstat-
tung ein. Auch in so unterschiedlichen 
Ländern wie den USA, Indien und den 
Philippinen verunglimpfen hochrangige 
Politiker – darunter auch Staatschefs – 
kritische Journalisten gezielt als Verräter.

Die Rangliste der Pressefreiheit 2018 
vergleicht die Situation für Journalistin-
nen, Journalisten und Medien in 180 Staa-
ten und Territorien. Untersucht wurde das 

Kalenderjahr 2017. Grundlagen der Rang-
liste sind ein Fragebogen zu diversen 
Aspekten unabhängiger journalistischer 
Arbeit sowie die von ROG ermittelten 
Zahlen von Übergriffen, Gewalttaten und 
Haftstrafen gegen Journalisten. Daraus 
ergeben sich für jedes Land Punktwerte, 
die im Verhältnis zu den Werten der übri-
gen Länder die Platzierung in der Ranglis-
te bestimmen. Je nach dem Abschneiden 
anderer Länder kann ein Land deshalb 
im Einzelfall in der Rangliste aufrücken, 
obwohl sich seine Punktzahl verschlech-
tert hat. In der aktuellen Rangliste hat 
sich in 42 Prozent der bewerteten Länder 
die Lage im Vergleich zum Vorjahr ver-
schlechtert.

Aufsteiger und Absteiger
Stärkster Absteiger in der Rangliste der 

Pressefreiheit 2018 ist Malta, das sich 
innerhalb eines Jahres um 18 Plätze auf 
Rang 65 verschlechterte. Der Mord an 

Rangliste der Pressefreiheit

In keiner anderen Weltregion hat sich die Lage der Pressefreiheit 
im vergangenen Jahr so stark verschlechtert wie in Europa. Jour-
nalistinnen und Journalisten sind dort zunehmend medienfeindli-
cher Hetze durch Regierungen oder führende Politiker ausgesetzt. 
Das schafft ein feindseliges, vergiftetes Klima, das oft den Boden 
für Gewalt gegen Medienschaffende oder für staatliche Repressi-
on bereitet. Dies zeigt die Rangliste der Pressefreiheit 2018, die 
Reporter ohne Grenzen (ROG) erstellt hat.

Demokratien leben von öffentlicher Debatte und Kritik. (Bild © Fotolia; #142822805; animaflora)
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Medienfreiheit

der Investigativjournalistin und Bloggerin 
Daphne Caruana Galizia im Oktober 2017 
hat sichtbar gemacht, wie eng in dem EU-
Land das Geflecht von Politik, Justiz und 
Wirtschaft ist und unter welch immensem 
Druck Journalisten dort auch infolge weit-
reichender Verleumdungsgesetze arbei-
ten. Gegen Caruana waren zum Zeitpunkt 
ihrer Ermordung mehr als 40 Verleum-
dungsklagen anhängig.

Grösster Aufsteiger ist Gambia (Rang 
122, +21 Plätze). Seit dem Ende der 
Diktatur von Yahya Jammeh infolge der 
Präsidentenwahl Ende 2016 erleben die 
Medien in dem afrikanischen Land einen 
rasanten Aufschwung. Private Rundfunk-
sender werden gegründet, Printmedien 
haben ihre Angst vor politischer Kritik ab-
gelegt. Die Regierung hat ein neues Me-
diengesetz in Aussicht gestellt, will Haft-
strafen für Pressedelikte abschaffen, die 
Verbrechen der Diktatur aufarbeiten und 
den Schutz der Meinungsfreiheit in einer 
neuen Verfassung festschreiben.

Front gegen Journalisten
In immer mehr Regierungen demokra-

tisch verfasster Staaten gelten medien-
feindliche Rhetorik und Politik als hoffähig. 
Die USA haben sich im ersten Amtsjahr 
von Präsident Donald Trump erneut um 

zwei Plätze auf der Rangliste verschlech-
tert (auf Platz 45). Trump wird nicht müde, 
unliebsame Medien als „lügnerisch“ zu dif-
famieren, und hat Journalisten als „Volks-
feinde“ bezeichnet – eine Wortwahl, die 
einst der sowjetische Diktator Josef Stalin 
verwendete. Immer öfter werden Jour-
nalisten festgenommen, wenn sie über 
Demonstrationen berichten. Auch unter 
Trump werden Whistleblower unter Spio-
nagevorwürfen verklagt und Journalisten 
an der Grenze durchsucht.

Mit Polen rutscht ein führendes EU-
Land weitere vier Plätze auf Rang 58 ab. 
Die national-konservative Regierung hat 
nach ihrem Amtsantritt Ende 2015 den 
öffentlichen Rundfunk unter ihre Kontrolle 
gebracht. Regierungskritische private Me-
dien stehen ebenfalls stark unter Druck. 
Schlagzeilen machte das Land zuletzt 
etwa durch ein problematisches Gesetz 
zu Äusserungen über den Holocaust 
sowie durch den Versuch des National 
Rundfunkrats, den Nachrichtensender 
TVN24 für seine Berichterstattung über 
Demonstrationen der Opposition mit einer 
Rekord-Geldstrafe zu belegen.

In Ungarn (73, -2) bestimmt die Regie-
rung von Ministerpräsident Viktor Orban 
teils mit wörtlich vorgefertigten Stücken 
die Berichterstattung im staatlichen Rund-

funk. Im Sommer 2017 kauften Orban-
freundliche Unternehmer die letzten un-
abhängigen Regionalzeitungen auf.

Lange bevor in der Slowakei (27, -10) 
im Februar 2018 der Investigativreporter 
Jan Kuciak ermordet wurde, beschimpfte 
der inzwischen zurückgetretene Minis-
terpräsident Robert Fico Journalisten als  
„dreckige anti-slowakische Prostituierte“, 
„Idioten“ und „Hyänen“. Immer wieder 
werden Journalisten eingeschüchtert oder 
von Politikern verklagt. Viele Medien sind 
in der Hand lokaler Oligarchen; der staat-
liche Rundfunk steht unter zunehmendem 
politischen Druck.

Im benachbarten Tschechien (34, -11) 
ist Staatspräsident Milos Zeman durch 
Entgleisungen wie seinen Auftritt bei einer 
Pressekonferenz aufgefallen, bei der er 
eine Kalaschnikow-Attrappe aus Holz mit 
der Aufschrift „für Journalisten“ präsentier-
te. Oligarchen mit verzweigten Geschäfts-
interessen kontrollieren einen Grossteil 
der tschechischen Medien. Einer von ih-
nen ist Andrej Babis, der seit Ende 2017 
Ministerpräsident ist und dem zugleich die 
beiden wichtigsten Zeitungen des Landes 
gehören. Mehrere aktuelle Gesetzent-
würfe zielen darauf, das Strafmass für 
Verleumdung in Tschechien zu erhöhen, 
insbesondere für Präsidentenbeleidigung.

Die Rangliste der Pressefreiheit 2018 vergleicht die Situation für Journalisten und Medien in 180 Staaten und Territorien. 
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Medienfreiheit

Europa und Zentralasien
In der Türkei (157, -2) sitzen mehr pro-

fessionelle Journalisten im Gefängnis als 
in jedem anderen Land der Welt. Dutzen-
de stehen in Massenprozessen vor Ge-
richt und müssen sich als vermeintliche 
Mittäter des Putschversuchs von 2016 
oder wegen Terrorvorwürfen verantwor-
ten. Die ersten von ihnen wurden bereits 
zu langjährigen Haftstrafen verurteilt. Der 
Rechtsstaat ist in der Türkei nur noch Fas-
sade: Selbst Urteile des Verfassungsge-
richts zugunsten inhaftierter Journalisten 
werden nicht verlässlich umgesetzt.

In Russland (148, unverändert) ver-
breiten die staatlichen Medien unablässig 
Regierungspropaganda. Unabhängige 
Medien werden massiv bedrängt und fi-
nanziell ausgetrocknet, ausländische Me-
dien können inzwischen als „ausländische 
Agenten“ gebrandmarkt werden. Mehr als 
40 Journalisten und Blogger wurden der 
Menschenrechtsorganisation Agora zufol-
ge 2017 zu Haftstrafen verurteilt und fünf 
zwangsweise in die Psychiatrie eingelie-
fert. Täglich blockieren die Behörden Dut-
zende Webseiten.

In Serbien (76, -10) hat sich das Klima 
für die Medien weiter verschärft, seit Ex-
Ministerpräsident Aleksander Vucic im 
2017 zum Präsidenten gewählt wurde. 
Vucic benutzt regierungsnahe Medien, 
um kritische Journalisten einzuschüchtern 
und als Verräter oder Spione in ausländi-
schen Diensten zu diffamieren.

Kirgistan (98, -9) zeichnet sich im Ver-
gleich zu den anderen Ex-Sowjetrepub-
liken in Zentralasien immer noch durch 
eine relativ pluralistische Medienland-
schaft aus. Dennoch wurden dort mehrere 
Journalisten wegen Präsidentenbeleidi-
gung zu horrenden Geldstrafen verurteilt.

In Belarus (155, -2) hat die Regierung 
mit Repression auf Proteste der Opposi-
tion reagiert. 2017 wurden dort mindes-
tens 100 Journalisten kurzzeitig festge-
nommen und mehr als 60 von Gerichten 
verurteilt, weil sie für Medien mit Sitz im 
Ausland arbeiten.

In Usbekistan (165, +4) mehren sich 
die Signale für eine Lockerung der Re-
pression, seit Ende 2016 der neue Prä-

sident Schawkat Mirsijojew ins Amt kam. 
Mehrere teils seit vielen Jahren inhaftierte 
Journalisten wurden freigelassen. Den-
noch bleiben die Medien weitgehend vom 
Staat kontrolliert, oppositionelle Nachrich-
tenportale werden zensiert. 2017 wurden 
erneut zwei Journalisten verhaftet, insge-
samt sitzen derzeit neun Medienschaffen-
de im Gefängnis.

 

Naher Osten und Nordafrika
Syrien (177, unverändert) bleibt das 

gefährlichste Land weltweit für Journalis-
ten. 2017 wurden dort 13 Journalisten in 
direktem Zusammenhang mit ihrer Arbeit 
getötet, derzeit werden mehr als 20 Me-
dienschaffende von bewaffneten Gruppen 
festgehalten. Ähnlich verzweifelt ist die 
Lage im Jemen (167, -1), wo Journalisten 
in ständiger Lebensgefahr arbeiten und 
von allen Konfliktparteien mit Misstrauen 
behandelt und bedrängt werden.

Auch im Irak (160, -2) geraten Journalis-
ten leicht zwischen die Fronten medialer 
oder bewaffneter Auseinandersetzungen 
zwischen rivalisierenden politischen Kräf-
ten und den diversen Milizen. Die Dschi-
hadisten des „Islamischen Staats“ stellen 
immer noch eine Gefahr für Journalisten 
dar. Auch wer über Korruption oder Verun-
treuung recherchiert, lebt gefährlich.

In Ägypten (161, unverändert) dient der 
Kampf gegen den Terrorismus als Vor-
wand, um kritische Journalisten mundtot 
zu machen. Derzeit sitzen dort mehr als 
30 Medienschaffende wegen ihrer Tä-
tigkeit im Gefängnis. Dem Fotoreporter 
Shawkan, der seit 2013 wegen seiner Be-
richterstattung über Proteste der Opposi-
tion in Untersuchungshaft sitzt, droht die 
Todesstrafe.

In den Vereinigten Arabischen Emiraten 
(128, -9) illustriert der Fall des Menschen-
rechtsaktivisten und Bloggers Ahmed 
Mansur die Folgen repressiver Internet-
gesetze: Wegen angeblicher Verbreitung 
von „Falschinformationen, Gerüchten und 
Lügen“ wurde er ein Jahr lang willkürlich 
festgehalten, bevor er – immer noch ohne 
Anwalt – einem Gericht vorgeführt wurde.

Asien
In China (176, unverändert) werden 

Zensur und Überwachung unter Staats- 
und Parteichef Xi Jinping immer um-
fassender ausgebaut. Um verhaftet zu 
werden, reicht es mittlerweile, verbotene 
Inhalte in sozialen Netzwerken oder in 
privaten Chats zu teilen. Mehr als 50 Me-
dienschaffende – darunter viele Bürger-
journalisten – sitzen wegen ihrer Arbeit im 
Gefängnis. Viele werden misshandelt und 
völlig unzureichend medizinisch versorgt. 
Ausländische Journalisten klagen über 
zunehmende Behinderungen ihrer Arbeit. 
Andere Staaten in Südostasien kopieren 
das chinesische Modell der Unterdrü-
ckung. 

Amerika
In Venezuela (143, -6) gehen Polizei 

und Geheimdienst rigoros gegen Medien-
berichte über die wirtschaftliche und politi-
sche Dauerkrise vor. Journalisten werden 
willkürlich festgenommen und in Verhören 
misshandelt, ihre Ausrüstung zerstört, 
ausländische Reporter abgeschoben. 
2017 entzog die Medienaufsicht einigen 
kritischen Radio- und Fernsehsendern 
die Sendefrequenzen. In Bolivien (110, -3) 
gehen Regierungspolitiker mit Beschimp-
fungen und Klagen gegen oppositionelle 
Journalisten vor. 

Spitzenreiter / Schlusslichter
An der Spitze der Rangliste hat sich 

Norwegen behauptet, unverändert ge-
folgt von Schweden. Die Niederlande 
rücken um zwei Plätze auf Rang 3 auf: 
Finnland, das noch vor zwei Jahren den 
ersten Platz der Rangliste einnahm, ver-
schlechtert sich nach einem Skandal um 
die redaktionelle Unabhängigkeit des öf-
fentlichen Rundfunks YLE und nach einer 
umstrittenen Durchsuchung bei einer füh-
renden Tageszeitung um einen weiteren 
Platz auf Rang 4. Am Ende der Rangliste 
der Pressefreiheit stehen wie schon 2017 
Nordkorea (180), Eritrea (179) und Turk-
menistan (178) – Diktaturen, die keinerlei 
unabhängige Medienberichterstattung zu-
lassen. (Siehe „Reporter ohne Grenzen“; 
www.reporter-ohne-grenzen.de                   l




